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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
kaum zu glauben, aber am letzten Wochenende haben wir schon wieder die Uhren umgestellt und eine Stunde 
„verloren“. Und das, obwohl man derzeit ohnehin das Gefühl hat, dass der Tag gar nicht genügend Stunden hat 
für Homeoffice, Kinderbetreuung bzw. Unterstützung beim Online Schooling, Haushalt und Einkaufsstress vor Os-
tern. Man fühlt sich in einer Welt ohne Feierabend, die mangels „echter“ Termine entstrukturiert ist. Kein Wunder, 
dass wir alle mehr oder weniger auf dem Zahnfleisch laufen. Und dann stellen wir noch fest, dass die bAV-Themen 
nicht etwa abnehmen, sie nehmen auf EU- und nationaler Ebene kontinuierlich zu. Bevor der Bundestag in die 
Sommerpause geht und in den Wahlkampfmodus übergeht, werden viele Themen noch schnell abgearbeitet. Ei-
nen guten Überblick finden Sie in diesem Update. 
 
Aber bevor Sie weiterlesen, sollten Sie zunächst die Ostertage genießen, soweit das 2021 möglich ist, die Themen 
bleiben uns eh erhalten. 
 
Die aba-Geschäftsstelle wünscht Ihnen frohe Ostern, 
 
Ihr Klaus Stiefermann 
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POLITIK 

SPD legt „Zukunftsprogramm“ vor 

Knapp sieben Monate vor der Bundestagswahl hat die SPD ihren Zukunftsplan vorgestellt. In Sachen Altersversor-
gung ist dort unter anderem folgendes zu lesen: „Unser Ziel ist, dass deutlich mehr Beschäftigte in einer betriebli-
chen Altersversorgung abgesichert sind. Dabei sollten tarifvertraglich vereinbarte kollektive Altersversorgungsfor-

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Parteispitze/20210321_Zukunftsprogramm_Leitantrag.pdf
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men bevorzugt werden. Wir wollen allen gesetzlich verpflichtet Versicherten zusätzlich die Möglichkeit einräu-
men, sich in angemessenem Umfang ergänzend freiwillig in der gesetzlichen Rentenversicherung zu versichern. 
(…) 
 
Um den Bürgerinnen und Bürgern eine attraktive private Altersvorsorge zu ermöglichen, setzen wir uns für ein 
neues standardisiertes Angebot ein, das kostengünstig ist, digital und grenzüberschreitend und (nach schwedi-
schem Vorbild) auch von einer öffentlichen Institution angeboten wird. Die Förderung neuer Verträge werden wir 
in Form von Zuschüssen auf untere und mittlere Einkommensgruppen beschränken.“ 

// St 

 

Vorschlag BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Bürgerfonds 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben unlängst den Entwurf ihres Wahlprogramms . vorgelegt. Der Programmentwurf 
wird auf dem Parteitag vom 11. bis 13. Juni 2021 von den grünen Delegierten diskutiert und final beschlossen. 
Enthalten sind auch Vorschläge für einen „Bürgerfonds“. 
 
„Wir wollen die Riester-Rente durch einen öffentlich verwalteten Bürgerfonds ersetzen und in diesen überführen. 
Dadurch profitieren die Menschen am Wertezuwachs der Wirtschaft. Der Fonds kann langfristig orientiertes Ei-
genkapital für die Wirtschaft bereitstellen. In den Bürgerfonds zahlen alle ein, die nicht aktiv widersprechen. So 
wird ein Volumen geschaffen, das die Verwaltungskosten geringhält, die Risiken breit streut und auf teure Garan-
tien verzichten kann. Der Bürgerfonds wird politisch unabhängig verwaltet und investiert nachhaltig und langfris-
tig. Alle Arbeitgeber*innen sollen künftig eine betriebliche Altersvorsorge anbieten und können den Bürgerfonds 
als Standard dafür nutzen.“ 

// St 

 

FDP: Nach einem Vorschlag für das Altersvorsorge-Konto jetzt das Konzept einer Aktienrente 

Im letzten Jahr hat die Bundestagsfraktion der FDP die Einführung eines sogenannten Altersvorsorge-Kontos be-
antragt: „Die Bundesregierung soll die gesetzlichen Grundlagen für ein Altersvorsorge-Konto schaffen, in das die 
Bürgerinnen und Bürger aus ihrem Brutto-Gehalt (im Rahmen der gesetzlichen Höchstbeträge nach dem Alters-
einkünftegesetz) investieren können. Die Besteuerung erfolgt nachgelagert in der Entnahmephase. Der Kapital-
stock kann ab dem 60. Lebensjahr flexibel entnommen werden. Eine Doppelverbeitragung in der Krankenversi-
cherung ist ausgeschlossen. Die Anleger können innerhalb des Altersvorsorge-Kontos bis zu 100 Prozent in Aktien, 
Mitarbeiteraktien, Fonds, ETFs und Altersvorsorgeprodukten investieren. Innerhalb des Altersvorsorgekontos sind 
Umschichtungen steuerfrei zulässig.“ 
 
Mitte Februar dieses Jahres wurde dann das Konzept für eine „Aktienrente“ vorgestellt. Nach dem Willen der FDP 
sollen Erwerbstätige künftig Teile ihres Gehalts (zwei Prozent vom Bruttoeinkommen) in eine „gesetzliche Aktien-
rente“ investieren. Aufgeteilt ist die Summe in einen Arbeitnehmer- und einen Arbeitgeberbeitrag – zu gleichen 
Teilen. Das Geld soll dann von einem staatlichen Fonds verwaltet und am Kapitalmarkt gewinnbringend angelegt 
werden. Im Gegenzug reduziert sich der Beitrag an die gesetzliche Rentenversicherung um diese zwei Prozent-
punkte. 

// St 
 

Gesetzentwurf für faire Verbraucherverträge übersieht Konsequenzen für die bAV 

Überwiegend kritisch fielen die Stellungnahmen der Sachverständigen in der öffentlichen Anhörung des Rechts-
ausschusses zum Thema Verbraucherschutz am 3. März 2021 aus. Zwar wurde das Ziel der Bundesregierung für 
ein „Gesetz für faire Verbraucherverträge“ anerkannt, die Umsetzung wurde jedoch kritisiert. Wäre die aba eben-
falls zur Anhörung geladen worden, so hätten wir darauf hingewiesen, dass die betriebsrentenrechtliche Dimen-
sion der geplanten Neuregelung völlig übersehen wurde.  
 

https://www.gruene.de/artikel/wahlprogramm-zur-bundestagswahl-2021
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/174/1917441.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/174/1917441.pdf
https://www.fdpbt.de/sites/default/files/2021-02/210215_Duerr_Vogel_Gesetzliche_Aktienrente.pdf
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_Recht#url=L2Rva3VtZW50ZS90ZXh0YXJjaGl2LzIwMjEva3cwOS1wYS1yZWNodC12ZXJicmF1Y2hlcnZlcnRyYWVnZS04MjI1NTI=&mod=mod539670
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/269/1926915.pdf
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Vertraglich vereinbarte Abtretungsverbote i.S.d. § 399 BGB sind bei der betrieblichen Altersversorgung unverzicht-
bar zur Sicherstellung des Leistungszwecks, zur Abgrenzung von Leistungen betrieblicher Altersversorgung von 
jenen der allgemeinen Vermögensbildung und zum Schutz der Versorgungsberechtigten in den Fällen, in denen in 
ihr Vermögen gepfändet wird. Der vorliegende Entwurf des Gesetzes für faire Verbraucherverträge will derartige 
Regelungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) generell für unwirksam erklären. Da die Abtretungsver-
bote aber weit in das Arbeits- und Steuerrecht der bAV hineinwirken, droht bei deren Wegfall die steuerliche 
Anerkennung ebenfalls wegzufallen, gleiches gilt für wichtige Schutzrechte der Anwärter. Ausführlich wird das 
Problem in der am 30. April 2021 erscheinenden Ausgabe 3 der BetrAV behandelt werden. Seitens des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales (BMAS) wurde die Bereitschaft signalisiert, die Forderung der aba nach einer 
adäquaten Berücksichtigung der bAV-Fragestellungen im Gesetzgebungsprozess zu unterstützen. Federführend 
ist allerdings das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV), dem die Bedenken der aba 
ebenso vorgetragen wurden wie auch der Politik.  

// St 
 

Nach Verkündung im Bundesgesetzblatt: Vorarbeiten für Digitale Rentenübersicht  

Nach einer längeren Wartezeit, die aus Regierungskreisen als Corona-bedingt erklärt wurde, ist das Gesetz Digitale 
Rentenübersicht am 11. Februar 2021 im Bundesgesetzblatt verkündet worden und einen Tag später in Kraft ge-
treten. 
 
Bei der Ausgestaltung des geplanten Portals ist jetzt u.a. das BMAS am Zug, das ermächtigt wurde, durch Rechts-
verordnungen (allein oder im Einvernehmen mit dem BMF), Aspekte zu regeln wie die Befugnisse der „Zentralen 
Stelle für die Digitale Rentenübersicht“, die Authentifizierung der Nutzer oder das Verfahren der Anbindung der 
Versorgungseinrichtungen (§ 13 Gesetz Digitale Rentenübersicht). 
 
Vertreter von Versorgungseinrichtungen aus allen drei Säulen sind durch eine Gremienstruktur in das Verfahren 
eingebunden. Eine wichtige Rolle spielt das Steuerungsgremium (§ 9 Gesetz Digitale Rentenübersicht). Nur im 
Benehmen mit diesem Gremium kann die Zentrale Stelle Entscheidungen über die technische Ausgestaltung der 
Datensätze und der Schnittstellen treffen. Die Konstituierung findet nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung über 
die Ausgestaltung der Zentralen Stelle statt. Deren Entwurf soll Anfang April in die Ressortanhörung und -abstim-
mung gehen. Im Anschluss an die Verbändeanhörung wird die Bundesregierung die Verordnung erlassen. Darin 
werden Aufgaben, Zusammensetzung, Berufung, Rechte und Pflichten der Mitglieder geregelt. Außerdem werden 
wichtige Verfahrensregeln festgelegt werden. 
 
Die ersten zwei der fünf Fachbeiräte, die gem. § 10 Gesetz Digitale Rentenübersicht die Zentrale Stelle „unterstüt-
zen und beraten“, haben bereits Ende Februar (Fachbeirat 1: Finanzmathematik / Fachlicher Datensatz) bzw. Ende 
März (Fachbeirat 2: Technische Schnittstellen) ihre Arbeit aufgenommen. Als Vertreter der zweiten Säule sind in 
den Fachbereiten je fünf von der aba nominierte Personen tätig. 
 
Aufbauend auf den Vorarbeiten der ersten beiden Fachbeiräte werden im Laufe des Jahres 2021 auch die drei 
weiteren Fachbeiräte ihre Arbeit aufnehmen und in ihren jeweiligen Aufgabengebieten (Frontend, Kommunika-
tion, Evaluation) ihre Beiträge zur Erreichung des ehrgeizigen Zeitplans leisten. Dieser sieht in seiner aktuellen 
Form den Beginn der ersten Betriebsphase im Dezember 2022 und die Aufnahme des Regelbetriebs im Dezember 
2023 vor. Der Zeitpunkt der obligatorischen Einbindung derjenigen Versorgungseinrichtungen, die gesetzlich zum 
jährlichen Versand von Standmitteilungen verpflichtet sind, soll in einer gesonderten Rechtsverordnung festgelegt 
werden. 

// AZ/St 
 

https://www.aba-online.de/infothek/zeitschrift-betrav/verbandszeitschrift
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5b@attr_id=%27bgbl121s0154.pdf%27%5d#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s0154.pdf%27%5D__1616696196524
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Die Niederlande als Vorbild? 

Im Rahmen der Diskussion über die Zukunft der deutschen Altersversorgung wird auch immer sehr neidvoll in die 
Niederlande geblickt. Hohe beitragsfinanzierte Grundrenten und leistungsstarke Betriebsrenten führen dazu, dass 
niederländische Rentner im Alter im Schnitt besser dastehen als die deutschen.  
 
Einfach kopieren kann man das Erfolgsmodell nicht und auch in den Niederlanden ist nicht alles eitel Sonnen-
schein. Dies zeigt ein lesenswerter Bericht des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages. 

// St 
 

Kapitalmarktunion: Arbeit rund um die Rentenmaßnahme beginnt  

Der Aktionsplan Kapitalmarktunion vom September 2020 sieht in Maßnahme 9 Initiativen zu Pension Dashboards, 
Pension Tracking und Automatischer Einbeziehung vor (siehe Artikel zum Aktionsplan). Die Studie zur automati-
schen Einbeziehung, die die EU-Kommission bereits im September 2020 ausgeschrieben hatte, wurde Mitte De-
zember 2020 an LE Europe (Tochter von London Economics) vergeben. Ende letzten Jahres wurde auch die Arbeit 
an den anderen zwei Initiativen begonnen: Kurz vor Weihnachten ging der „Request to EIOPA for Technical Advice 
on the development of best practices for National Pension Tracking Systems and Pension Dashboard“ der EU-
Kommission an EIOPA, die ihn am 14. Januar 2021 auf ihrer Website veröffentlicht hat. EIOPA wird darin um Be-
ratung zu zwei Instrumenten gebeten, die Aufschluss über mögliche Rentenlücken geben sollen: einmal auf indi-
vidueller Ebene (Stichworte Pension Tracking, säulenübergreifende Rentenübersicht) und einmal auf Ebene der 
Mitgliedstaaten (Pension Dashboard, Angemessenheit und finanzielle Nachhaltigkeit der Rentensysteme).  
 
Beim Thema Rentenübersicht geht es sowohl um „front end“- (u.a. welche Informationen? Format der Kompo-
nenten und Struktur) als auch um „back end“-Fragen (u.a. Identifikation der relevanten Daten, Zugang und Wei-
tergabe von Daten, technische Spezifikationen) des Pension Tracking Systems. Rechtliche Aspekte sollen ebenso 
behandelt werden wie die Frage, ob und wie Informationen zu ESG-Aspekten dargestellt werden könnten.  
 
Für das Pension Dashboard, das eine säulenübergreifende Übersicht über die Situation auf Mitgliedstaatenebene 
geben soll, soll EIOPA zunächst eine Bestandsaufnahme der vorliegenden Daten zu zweiter und dritter Säule vor-
nehmen und prüfen, ob diese für längere Projektionen (50 Jahre) geeignet sind. Bei möglicherweise fehlenden 
Daten soll EIOPA Vorschläge vorlegen, wie diese erhoben oder geschätzt werden könnten. EIOPA soll darüber 
hinaus länderspezifische Besonderheiten aufzeigen, die bei diesen Projektionen zu berücksichtigen sind. Als 
Beispiele genannt werden Einmalzahlungen zu Rentenbeginn und „employees’ pension entitlements backed up 
by own resources of the company that employs them“. Last but not least soll EIOPA Indikatoren entwickeln, an-
hand derer der Fortschritt der Mitgliedstaaten in Sachen Angemessenheit und finanzieller Nachhaltigkeit der Ren-
tensysteme gemessen werden kann.  
 
EIOPA hat bis zum 1. Dezember 2021 Zeit, das Beratungsersuchen zu erfüllen. Die Kommission wird dann entschei-
den, wie sie mit den Analysen und Vorschlägen von EIOPA umgeht. 
 
Im Januar 2021 hatte EIOPA mit einer Ausschreibung Experten für Rentenübersichten gesucht (Bewerbungsfrist: 
31. Januar 2021). Diese sollen EIOPA bei der Beantwortung des Beratungsgesuches unterstützen. Das Mandat ist 
zunächst auf ein Jahr beschränkt, könnte aber um ein weiteres Jahr verlängert werden. Die Bekanntgabe der Mit-
glieder der Expertengruppe wird in Kürze erwartet. 

// VM/SD 

EU-Kommission veröffentlicht Grünbuch zum Thema Altern 

Die Europäische Kommission hat am 27. Januar 2021 das „Grünbuch zum Thema Altern:  Förderung von Solidarität 
und Verantwortung zwischen den Generationen“ veröffentlicht. Das Ziel des Grünbuchs ist es, eine breit angelegte 
Grundsatzdiskussion über das Altern anzustoßen. Schwerpunkte dieser Diskussion sind lebenslanges Lernen, ge-
sunde Lebensführung, die Notwendigkeit einer höheren Produktivität der Wirtschaft, die Herausforderung, eine 

https://www.bundestag.de/resource/blob/820386/1dde9bc2610cc500264598503e2f362d/WD-6-106-20-pdf-data.pdf
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2020-09-30-eu-kommission-veroeffentlicht-neuen-aktionsplan-zur-kapitalmarktunion
https://le-europe.eu/
https://ted.europa.eu/udl?uri=TED:NOTICE:627013-2020:TEXT:EN:HTML
https://www.eiopa.europa.eu/content/request-eiopa-technical-advice-development-of-best-practices-national-pension-tracking
https://www.eiopa.europa.eu/content/call-experts-join-network-pension_en
https://ec.europa.eu/info/files/green-paper-ageing-fostering-solidarity-and-responsibility-between-generations_de
https://ec.europa.eu/info/files/green-paper-ageing-fostering-solidarity-and-responsibility-between-generations_de
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ausreichende Zahl von Arbeitskräften zu finden, um die Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege älterer Men-
schen aufrechtzuerhalten – sowie die Finanzierung angemessener Renten. 
Das Grünbuch betrachtet sowohl die erste Säule als auch die ergänzende Altersversorgung. Es geht dabei um ge-
sellschaftliche Herausforderungen wie Altersarmut, Generationengerechtigkeit und die im Vergleich zu Männern 
durchschnittlich niedrigeren Rentenansprüchen von Frauen. Bei der ergänzenden Altersversorgung wird für 
„hochwertige, sichere und kostengünstige Zusatzrenten“ geworben und das EU-Altersvorsorgeprodukt PEPP (Pan-
European Pension Product) erwähnt. 
 
Zum Grünbuch findet eine öffentliche Konsultation statt, und zwar noch bis zum 21. April 2021. Von den 17 Fragen 
ist ein halbes Dutzend für die deutsche bAV relevant. Die aba wird sich über PensionsEurope an der Konsultation 
beteiligen. 

// VM/SD 
 

Aktionsplan Europäische Säule sozialer Rechte 

Am 4. März 2021 hat die Europäische Kommission einen Aktionsplan vorgelegt, der ihre Pläne zur Verwirklichung 
der Ende 2017 verkündeten Europäischen Säule sozialer Rechte (ESSR) darstellt.  
 
Konkrete Schritte der Verwirklichung sind notwendig, da die ESSR für sich betrachtet lediglich eine nicht rechts-
verbindliche politische Initiative ist. Ihr Text beinhaltet 20 Grundsätze. Grundsatz Nr. 15 bezieht sich auf die Al-
tersversorgung. 
 
Der Link zum deutsch-sprachigen Dokument mit dem Aktionsplan findet sich in der KOM-Pressemitteilung in der 
Linksammlung unter „Mitteilung: Aktionsplan zur europäischen Säule sozialer Rechte. Weiterführende Artikel zur 
Entstehung der ESSR finden Sie auf der aba-Homepage. 
 
Der Aktionsplan enthält drei Kernziele, die bis 2030 erreicht werden sollen. Sie sind themenübergreifend angelegt 
und beziehen sich nicht konkret auf spezifische Grundsätze:  
 
1. Mindestens 78% der 20- bis 64-Jährigen sollten einer Beschäftigung nachgehen. 
2. Mindestens 60% aller Erwachsenen sollten jedes Jahr an Fortbildungen teilnehmen. 
3. Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen sollte um mindestens 15 Millionen 

verringert werden. 
 
Das Thema Altersvorsorge wird im Aktionsplan nur am Rande thematisiert. Dies könnte damit zusammenhängen, 
dass gerade die Konsultation zum Grünbuch Altern (KOM-Dokument, weiterführende Artikel auf der Homepage) 
läuft und das Thema damit bereits bearbeitet wird. In diesem Zusammenhang wird auch explizit auf das Grünbuch 
verwiesen.  Renten werden im Zusammenhang mit Gender Equality erwähnt. Mit Blick auf das geschlechtsspezifi-
sche Lohn- und Rentengefälle führt der Aktionsplan aus: „Die Kommission wird auch bewährte Verfahren bei der 
Gestaltung von Rentenansprüchen für pflegebedingte Unterbrechungen in den Rentensystemen erfassen und den 
Austausch von Verfahren [zwischen den Mitgliedstaaten, den Sozialpartnern und den Stakeholdern im Bereich 
Rente] fördern“. 
 
Zu den nächsten Schritten schreibt die Kommission: „Mit diesem Aktionsplan leistet die Kommission ihren Beitrag 
zum Sozialgipfel in Porto, der vom portugiesischen EU-Ratsvorsitz im Mai 2021 veranstaltet wird. Der Fokus des 
Gipfels wird auf der Stärkung der sozialen Dimension Europas liegen, und er wird auch die Chance bieten, auf 
höchster politischer Ebene das Bekenntnis zur Umsetzung der sozialen Säule zu erneuern.“ 

// VM/AZ 
 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12722-Green-Paper-on-Ageing/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-20-principles_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_820
https://www.aba-online.de/suche?psearch=europ%C3%A4ische+s%C3%A4ule+sozialer
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/1_de_act_part1_v2_0.pdf
https://www.aba-online.de/suche?psearch=gr%C3%BCnbuch+altern
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RECHT 

BAG: Auswirkung von Teilzeitbeschäftigung auf die Höhe einer Betriebsrente 

Zur Berücksichtigung von Teilzeitbeschäftigung bei der Berechnung einer Betriebsrente hat das Bundesarbeitsge-
richt am 23. März 2021 ein Urteil gefällt und in einer Pressemitteilung Folgendes dazu mitgeteilt: 
 
Eine Versorgungsregelung kann wirksam vorsehen, dass bei der Ermittlung der anrechnungsfähigen Dienstzeiten 
im Rahmen der Berechnung des Altersruhegelds die Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung lediglich anteilig berück-
sichtigt werden. Ebenso kann eine Versorgungsregelung vorsehen, dass eine Höchstgrenze eines Altersruhegelds 
bei in Teilzeit beschäftigten Arbeitnehmern entsprechend dem Teilzeitgrad während des Arbeitsverhältnisses ge-
kürzt wird. Diese Regelungen stellen keine unzulässige Diskriminierung wegen der Teilzeitarbeit i.S.v. § 4 Abs. 1 
TzBfG dar. 
 
Die Klägerin war annähernd 40 Jahre bei der Beklagten überwiegend in Teilzeit beschäftigt. Seit dem 1. Mai 2017 
bezieht sie auf Grundlage der im Betrieb der Beklagten geltenden Konzernbetriebsvereinbarung („Leistungsord-
nung“) ein betriebliches Altersruhegeld. Dessen Höhe hängt von dem zum Ende des Arbeitsverhältnisses erreich-
ten versorgungsfähigen Einkommen und den zurückgelegten anrechnungsfähigen Dienstjahren ab. Soweit das 
maßgebende Einkommen ein Entgelt für Teilzeitarbeit ist, wird das Einkommen zugrunde gelegt, das der Mitar-
beiter in Vollzeit erzielt hätte. Die Leistungsordnung enthält ferner eine Regelung, wonach Dienstzeiten in Teilzeit-
arbeit nur anteilig angerechnet werden. Die anrechnungsfähige Dienstzeit ist auf höchstens 35 Jahre begrenzt. 
Wird dieser Zeitraum überschritten, werden die Jahre mit dem für den Arbeitnehmer günstigsten Verhältnis be-
rücksichtigt. Nach der Leistungsordnung gilt für das Altersruhegeld eine absolute Höchstgrenze von 1.375,00 Euro 
im Monat, wenn das Einkommen bei Eintritt des Versorgungsfalls die maßgebende Beitragsbemessungsgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung übersteigt. Bei der Klägerin sieht die Leistungsordnung einen Teilzeitfaktor 
von 0,9053 vor, obwohl sie in ihrem annähernd 40 Jahre bestehenden Arbeitsverhältnis insgesamt 34,4 Vollzeit-
arbeitsjahre gearbeitet hat. Gegen die Berücksichtigung des Teilzeitfaktors hat sich die Klägerin mit ihrer auf die 
Zahlung der Differenz zum höchstmöglichen Altersruhegeld gerichteten Klage gewandt. Das Arbeitsgericht hat die 
Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat ihr teilweise stattgegeben. 
 
Die Revision der Beklagten hatte - im Gegensatz zur Anschlussrevision der Klägerin - vor dem Dritten Senat des 
Bundesarbeitsgerichts Erfolg. Die insgesamt klageabweisende Entscheidung des Arbeitsgerichts wurde wiederher-
gestellt. Die in der Leistungsordnung vorgesehene Berechnung des Altersruhegelds unter Berücksichtigung eines 
Teilzeitgrads ist wirksam. Die Klägerin wird nicht i.S.v. § 4 Abs. 1 TzBfG wegen ihrer Teilzeitarbeit benachteiligt, 
weil ihre über annähernd 40 Jahre erbrachte Arbeitsleistung nicht in 34,4 Vollzeitarbeitsjahre umgerechnet wurde. 
Mit einem Arbeitnehmer, der 34,4 Jahre in Vollzeit gearbeitet und dann in den Altersruhestand getreten ist, ist sie 
nicht vergleichbar. Auch kann sie nicht mit Erfolg geltend machen, dass sie wegen ihrer Teilzeitarbeit benachteiligt 
wird, weil der nach der Leistungsordnung ermittelte Teilzeitfaktor auch auf die Versorgungshöchstgrenze ange-
wandt wird. Sie erhält vielmehr ein Altersruhegeld in dem Umfang, der ihrer erbrachten Arbeitsleistung im Ver-
hältnis zur Arbeitsleistung eines gleich lange im Unternehmen der Beklagten in Vollzeit tätigen Arbeitnehmers 
entspricht. Das ist zulässig. 

// Dr 
 

STEUER 

EU-Reform der Mehrwertsteuervorschriften für Finanz- und Versicherungsdienstleistungen - 
Konsultation 

Die EU-Kommission führt noch bis zum 3. Mai 2021 eine öffentliche Konsultation zur geplanten Reform der Mehr-
wertsteuervorschriften für Finanz- und Versicherungsdienstleistungen durch. In der Konsultation werden Fragen 
zu den derzeitigen MwSt-Vorschriften für Finanz- und Versicherungsdienstleistungen und deren Funktionsweise 

https://juris.bundesarbeitsgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bag&Art=pm&Datum=2021&nr=24995&pos=0&anz=5&titel=H%F6he_einer_betrieblichen_Altersversorgung_-_Auswirkung_von_Teilzeitbesch%E4ftigung
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12671-Review-of-the-VAT-rules-for-financial-and-insurance-services
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12671-Review-of-the-VAT-rules-for-financial-and-insurance-services
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12671-Review-of-the-VAT-rules-for-financial-and-insurance-services/public-consultation
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gestellt. Darüber hinaus werden Meinungen zu möglichen Änderungen dieser Vorschriften eingeholt. Die Antwor-
ten werden in die Überprüfung der einschlägigen Regelungen der Mehrwertsteuerrichtlinie (vor allem Art. 135 
Richtlinie 2006/112/EG) einfließen bzw. zu einem entsprechenden Richtlinienvorschlag führen. Dieser wird für das 
4. Quartal 2021 erwartet. 
 
Die EU-Kommission veröffentlichte im Herbst 2020 einen 5-seitigen „Evaluation Roadmap/Inception impact as-
sessment“, zu dem Feedback gegen werden konnte (siehe KOM-Website, u.a. mit Beitrag von PensionsEurope). 
Im aba-Fachausschuss Steuerrecht wurde eine neue AG Umsatzsteuerrecht gegründet. Insbesondere diese 
Gruppe wird PensionsEurope bei der Erarbeitung einer Stellungnahme unterstützen und den weiteren Gesetzge-
bungsprozess dazu begleiten. 

// SD 
 

Investmentsteuergesetz - Anwendungsschreiben und Evaluation 

Am 20. Januar 2021 wurde das BMF-Auslegungsschreiben zum Investmentsteuergesetz, u.a. zur steuerlichen Spe-
zialfondsfähigkeit von Anlagen nach § 26 InvStG, veröffentlicht. Damit wird das BMF-Schreiben vom 21. Mai 2019 
(BStBl. I S. 527) geändert und ergänzt. Marco Simonis ging im Rahmen seines Vortrags „Steuerliche Anforderungen 
institutioneller Anleger – Kapitalanlagen in der betrieblichen Altersversorgung“ auf dem aba-Forum Steuerrecht 
am 24. März 2021 auch auf dieses Rundschreiben ein.  
 
Zu einem weiteren BMF-Entwurf eines Anwendungsschreibens zum Investmentsteuergesetz, der das BMF-Schrei-
ben vom 21. Mai 2019 ergänzen soll, kann u.a. die aba Stellung nehmen, und zwar bis zum 13. April 2021. In diesem 
Entwurf geht es um Aussagen zu §§ 33, 36, 49 InvStG und Ertragskategorien in Anlage 1 sowie kleine Änderungen 
und Ergänzungen zu den bereits veröffentlichten §§ 2, 8, 9, 16, 19, 20, 40, 43 und 56 InvStG. 
 
Evaluation der Investmentsteuerreform: Das BMF strebt für die Evaluation der Investmentsteuerreform einen 
Zwischenbericht gegen Ende 2021/Anfang 2022 und einen finalen Evaluationsbericht bis Ende 2024 an. Dabei sol-
len auch die Erfahrungen der Wirtschaft mit den neuen Besteuerungsregelungen und deren Bewertungen einbe-
zogen werden. Die aba wie auch andere Verbände sind daher um eine erste Stellungnahme zu verschiedenen 
Fragen bis zum 30. Juni 2021 gebeten. 

// SD 
 

AUFSICHT 

EIOPA-Planungen 2021-2023 – auch im Hinblick auf EbAV  

EIOPA hat ihr überarbeitetes Planungsdokument 2021 – 2023 am 28. Januar 2021 veröffentlicht, u.a. aufgrund der 
Vorschläge im Digital Finance Package der EU-Kommission (u.a. DORA-VO). In den kommenden Jahren wird sich 
EIOPA auf nachhaltige Finanzen und Digitalisierung, die Aufsicht über das EU-Altersvorsorgeprodukt PEPP, die 
Überprüfung der EbAV-II-Richtlinie und den EIOPA-Stresstest 2022 für EbAV konzentrieren. Im Hinblick auf EbAV 
will EIOPA die aktuelle Marktentwicklung von EbAV mit mehreren Trägerunternehmen (d.h. EbAV, die von Dienst-
leistern gegründet wurden) bewerten. 
 
Das aktuelle Planungsdokument sieht zahlreiche Aktivitäten für EbAV und den Bereich Renten vor, die weit über 
die Umsetzung und Überprüfung der EbAV-II-RL hinausgehen. 

// SD 
 

Senkung des Höchstrechnungszinssatzes 

Das BMF hat am 25. März 2021 einen Referentenentwurf für die Fünfte Verordnung zur Änderung von Verord-
nungen nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz zur Verbändekonsultation gegeben. Eine Stellungnahme ist bis 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex%3A32006L0112
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12671-VAT-rules-for-financial-and-insurance-services-review
https://www.pensionseurope.eu/pensionseurope-input-ec-its-vat-roadmap
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2021-01-20-anwendungsschreibens-zum-investmentsteuergesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2021-03-30-aba-forum-steuerrecht-am-24032021
https://www.eiopa.europa.eu/sites/default/files/publications/administrative/eiopa-bos-21-033-revised-single-programming-document-2021-2023.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/about/mission-and-tasks_en#Workprogramme2021-2023
https://bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2021-03-25-fuenfte-verordnung-versicherungsaufsichtsgesetz/0-Gesetz.html
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zum 31. März 2021 möglich. Durch diese Verordnung soll der Höchstrechnungszins in der Deckungsrückstellungs-
verordnung und der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung von 0,9 Prozent auf 0,25 Prozent gesenkt werden. Die 
Verordnung soll am 1. Januar 2021 in Kraft treten.  
 
Die Stellungnahme der aba ist im aba-Mitgliederbericht zu finden. 

// SD 

BaFin-Rundschreiben Solvabilität – Veröffentlichung erwartet 

Die BaFin hatte am 12. Oktober 2020 den Rundschreibenentwurf zur „Solvabilität von kleinen Versicherungsun-
ternehmen, Sterbekassen, Pensionskassen und Pensionsfonds“ bis zum 23. November 2020 zur Konsultation ge-
stellt. Inzwischen sind die Stellungnahmen von DAV/IVS, GDV und aba auf der BaFin-Website eingestellt (BaFin-
Konsultation). Dieses Rundschreiben soll das Rundschreiben 4/2005 (VA) – Solvabilität der Versicherungsunter-
nehmen ersetzen. Die Veröffentlichung des neuen Rundschreibens wird im April 2021 erwartet. 

// SD 
 

Rundschreiben „MaGo für EbAV" und ERB: Umsetzung 

Die beiden BaFin-Rundschreiben „Aufsichtsrechtliche Mindestanforderungen an die Geschäftsorganisation von 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung“ (MaGo für EbAV) und „Aufsichtsrechtliche Mindestanforderun-
gen an die eigene Risikobeurteilung von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung“ (ERB) wurden am 30. 
Dezember 2020 veröffentlicht. Hilfreich war insbesondere der Begleittext zur Veröffentlichung der MaGo für EbAV 
(u.a. Rundschreiben tritt am 1. Juni 2021 in Kraft, ergänzt insbesondere um bereichsspezifische Übergangsrege-
lungen für Ausgliederungsvereinbarungen (Rn. 263 und 264)). Die Überarbeitung der Merkblätter zur fachlichen 
Eignung und Zuverlässigkeit, auf die in Rn. 7 verwiesen wird, soll in diesem Jahr erfolgen. 
 
Beiden Rundschreiben gingen im August/September 2020 Konsultationen (MaGo für EbAV; ERB) voraus, an denen 
sich auch die aba mit Stellungnahmen beteiligt hatte.  
 
Die MaGo für EbAV war einer der Schwerpunkte der digitalen EbAV-Aufsichtsrechtstagung am 30. September 2020 
(Artikel von Frau Menne und Frau Schmid in LEITERbAV). Die Referenten Peter Gramke / Dr. Eugen Scheinker / 
Frank Weber / Hansjörg Müllerleile haben dazu inzwischen den Beitrag „Zum Rundschreiben MaGo für EbAV und 
seiner Umsetzung“ veröffentlicht (im aba-Mitgliederbereich: BetrAV-Ausgabe 2/2021, S. 103 ff.). 

// SD 
 

BaFin-Sammelverfügung – Aktualisierung für Pensionskassen, neu für Pensionsfonds 

Im letzten bAV-Update wurde bereits über die Arbeiten der BaFin zu den Sammelverfügungen und den neuen 
Meldeformularen berichtet: Überarbeitung der „Sammelverfügung zu Anzeige- und Berichtspflichten der Versi-
cherungsunternehmen über ihre Kapitalanlagen“ vom 21.6.2011, neue  Sammelverfügung für Pensionsfonds so-
wie den überarbeiteten bzw. neuen Meldeformularen. Eine Anpassung des BVI-Datenblatts muss erfolgen. 
 
Nach Ostern 2021 wird die BaFin eine Anhörung bei den Pensionskassen, kleinen Versicherungsunternehmen und 
Pensionsfonds durchführen. Die Veröffentlichung der finalen Sammelverfügungen ist Ende des zweiten Quartals 
2021 zu erwarten. Die erste Meldung nach den neuen Sammelverfügungen zum 31.12.2021 wird Anfang 2022 zu 
machen sein. 

// SD 
 

Teilkollektivsanierung: BMF-Entwurf zu § 233 VAG und aba-Stellungnahme 

Am 8. Februar 2021 hatte das BMF ihren 3½ seitigen BMF-Referentenentwurf zur Ergänzung des § 233 VAG ver-
öffentlicht und bis zum 12. Februar 2021 zur kurzen Konsultation gestellt. Die Stellungnahmen dürften auf der 
BMF-Website veröffentlicht werden (aba-Stellungnahme für Mitglieder).  

https://www.aba-online.de/login
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2020/kon_12_2020_solvabilitaet_kleine_vu_va.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2020/kon_12_2020_solvabilitaet_kleine_vu_va.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Rundschreiben/rs_0504_va_solvabilitaetshinweise.html;jsessionid=322937CCBFC127183490DD9E36F40D8E.1_cid370?nn=8564786
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2020/meldung_2020_12_28_MaGo_fuer_EbAV.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2020/meldung_2020_12_28_ERB-Rundschreiben.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Anlage/anlage_rs_08_2020_mago_ebav_begleitschreiben.html;jsessionid=937C4ACAB65E6C0801740B5A387CAAEA.1_cid361?nn=9021442
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2020/kon_08_20_MaGo_EbAV_va.html?nn=9021442
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2020/kon_09_20_ERB_Mindestanforderungen_bAV_va.html?nn=9021442
https://www.lbav.de/vom-sechsklang-der-hoffnung/
https://www.aba-online.de/login
https://www.aba-online.de/infothek/newsletter/bav-update-einzelausgaben/2020-12-23-bav-update-42020
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Aufsichtsrecht/Verfuegung/vf_110621_anzeige_berichtspflichten_kapitalanlagen_va.html?nn=7846700
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2021-02-08-Aenderung-Versicherungsaufsichtsgesetzes/0-Gesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2021-02-08-Aenderung-Versicherungsaufsichtsgesetzes/0-Gesetz.html
https://www.aba-online.de/intern/stellungnahmen/detail/6516/2021-02-15-stellungnahme-zum-bmf-referentenentwurf-zur-ergaenzung-des-233-vag-teilkollektivsanierung-bei-pensionskassen
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Angesichts der anhaltenden Niedrigzinsphase hat der Gesetzgeber in den vergangenen Jahren einige Regelungen 
geschaffen (Sonderzahlungen gem. § 19 Abs. 1 Nr. 3 b) EStG zur Verstärkung von Rechnungsgrundlagen aufgrund 
unvorhersehbarer Veränderung der Verhältnisse, Gewährung eines weiteren Gründungsstocks zur Gewährleis-
tung der langfristigen Risikotragfähigkeit (§ 178 Abs. 5 VAG)), damit Trägerunternehmen die Pensionskassen fi-
nanziell leichter unterstützen können. Etliche Trägerunternehmen haben diese Regelungen schon genutzt. Die 
Praxis hat aber gezeigt, dass Unterstützungsleistungen von Trägerunternehmen bei Pensionskassen mit heteroge-
ner Trägerstruktur auf Schwierigkeiten stoßen. Die aba unterstützt daher die vorgeschlagene Regelung, in be-
stimmten Fällen zu ermöglichen, dass erforderliche Unterstützungsleistungen von Arbeitgebern im Wesentlichen 
allein für die ihnen zuzurechnenden Teilbestände einer Pensionskasse geleistet werden können.  
 
Am 24. März 2021 hat das Bundeskabinett laut BMF-Website zum Schwarmfinanzierung-Begleitgesetz eine For-
mulierungshilfe für einen Änderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD beschlossen. Durch § 234 Abs. 7 
VAG soll Pensionskassen die Möglichkeit eröffnet werden, durch eine Satzungsänderung die Rahmenbedingungen 
für Unterstützungszahlungen von Arbeitgebern zu verbessern. 

// SD 
 

EIOPA-Opinion zur EbAV-Kostentransparenz – Konsultation erwartet 

EIOPA arbeitet derzeit an einer Stellungnahme an die nationalen Aufsichtsbehörden („Opinion“ siehe Art. 29 EI-
OPA-VO) zur aufsichtlichen Berichterstattung über alle Kosten, die bei EbAV anfallen. Dabei soll – möglicherweise 
in Anlehnung an die Vorgabe der MiFID II-RL – einem Look-Through-Ansatz gefolgt werden. Folgende Kostenkate-
gorien sind hierfür vorgesehen: Kapitalanlagekosten, Transaktionskosten und Verwaltungskosten.  
 
Am 15. Januar 2021 fand für eingeladene Teilnehmer ein Workshop zur Kostenberichterstattung von EbAV statt. 
Eingeladen waren u.a. OPSG-Mitglieder, nationale Aufsichtsbehörden und PensionsEurope. Im ersten Teil des 
Workshops stellten Vertreter aus den Niederlanden, der italienischen Aufsicht und Großbritannien die in ihren 
Ländern bestehenden Praktiken zur transparenten Kostenberichterstattung vor. Im zweiten Teil stellte EIOPA ihre 
Ansätze für die geplante Stellungnahme zur EbAV-Kostentransparenz vor und stellte an die Stakeholder eine Reihe 
von Fragen. Im Nachgang dieses Workshops haben daher aba und PensionsEurope erste Rückmeldungen an EIOPA 
bzw. BaFin gegeben. Es wird erwartet, dass EIOPA eine öffentliche Konsultation des Stellungnahmeentwurfs im 
zweiten Quartal durchführt. Eine Veröffentlichung der Stellungnahme ist für das vierte Quartal 2021 geplant. 
 
Auch wenn sich diese EIOPA-Stellungnahme an die BaFin – und nicht direkt an EbAV – richten wird, ist mittelfristig 
davon auszugehen, dass sich damit die Berichterstattungsanforderungen und ggf. auch die Informationspflichten 
für die EbAV erweitern werden. 

// SD/VM 
 

EIOPA-Stellungnahme zu DC-Risikobeurteilung erwartet und OPSG-Positionierung 

Parallel zur Opinion zur EbAV-Kostentransparenz arbeitet EIOPA an einer „Opinion on DC risk assessment“. Das 
Ziel von EIOPA ist es, einen gemeinsamen aufsichtsrechtlichen Ansatz für das Risikomanagement bei DC-Plänen 
zu finden. Dabei sollen die Risiken, die von der EbAV getragen - insbesondere operationelle Risiken – werden, und 
die Risiken der Versorgungsanwärter und Leistungsempfänger im Hinblick auf ihre künftigen Altersversorgungs-
einkünfte angemessen gemanagt und beaufsichtigt werden. Einbezogen werden auch Fragen langfristiger Renten-
projektionen, die Bestimmung der Risikotoleranz der Begünstigten und das Zusammenspiel mit der Anlagestrate-
gie.  
 
Zwischen April und Juni 2021 soll eine öffentliche Konsultation zum Entwurf durchgeführt werden. Es wird erwar-
tet, dass EIOPA die Stellungnahme im Juli und August 2021 dann finalisiert und im vierten Quartal 2021 veröffent-
licht. Eine Stellungnahme (Opinion) richtet sich regelmäßig an nationale Aufsichtsbehörden (siehe Art. 29 EIOPA-
Verordnung zur Gemeinsamen Aufsichtskultur). Bei der Frage, ob und wie die Stellungnahme daher national für 
die EbAV aufgegriffen wird, besteht Spielraum. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2021-03-24-Schwarmfinanzierung-BegleitG/0-Gesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2021-03-24-Schwarmfinanzierung-BegleitG/5-Formulierungshilfe.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2021-03-24-Schwarmfinanzierung-BegleitG/5-Formulierungshilfe.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02010R1094-20200101
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02010R1094-20200101
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02014L0065-20200326&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02010R1094-20200101&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02010R1094-20200101&from=EN
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Die EIOPA Interessengruppe betriebliche Altersversorgung (OPSG, Art. 37 EIOPA-VO) hat am 16. März 2021 ein 
OPSG Positionspapier „on IORP Governance and Risk Assessment, Risk Assessment and Costs for Defined Contribu-
tions Pension scheme“ veröffentlicht, in dem sie sich zu den Themen der erwarteten Opinion positioniert. Die 
OPSG betont dabei, dass die erwarte Opinion nicht als ein Teil der Überarbeitung der EbAV-II-Richtlinie (Bericht 
der EU-Kommission bis zum 13. Januar 2023) gesehen werden sollte.  
 
Die EU-Kommission unterstützt diese EIOPA-Initiative zu DC-Plänen. Bis Ende 2021 will die EU-Kommission – ver-
mutlich zur Beurteilung, wie die EbAV-II-RL umgesetzt und ob die gesetzten Ziele auch erreicht wurden – ein Be-
ratungsersuchen „Call for Advice“ an EIOPA schicken. 

// VM/SD 
 

Verordnung über Digitale Betriebssicherheit: Berichtsentwurf des ECON-Ausschusses im EP  

Im Gesetzgebungsverfahren über die geplante EU-Verordnung über die „Betriebsstabilität digitaler Systeme des 
Finanzsektors“ (oft bezeichnet als: DORA – Digital Operational Resilience Act) wurde am 17. März 2021 mit der 
Veröffentlichung des Berichtsentwurfs des federführenden EP-Ausschusses ECON ein wichtiger Zwischenschritt 
erzielt. Berichterstatter im ECON-Ausschuss ist Billy Kelleher (IR, Mitglied der liberalen Fraktion Renew Europe).  
 
Der im September 2020 veröffentlichte VO-Vorschlag der EU-Kommission zielt darauf ab, Einrichtungen der be-
trieblichen Altersversorgung (EbAV) zusammen mit 20 weiteren Unternehmensarten (Artikel 2 Abs. 1 Buchstaben 
a) bis u)) ein detailliertes Regelwerk vorzugeben. Dieses soll den Umgang mit IT-Risiken verbessern, die laut Be-
gründungsteil „eine Herausforderung für die Betriebsstabilität, die Leistungsfähigkeit und die Stabilität des Finanz-
systems“ darstellen. 
 
PensionsEurope und aba hatten in ersten Bewertungen die Einbeziehung von EbAV in die allgemeine Finanzmarkt-
regulierung, den breiten Anwendungsbereich als solchen, den hohen Detaillierungsgrad der Vorschriften und eine 
zu geringe Beachtung des Proportionalitätsprinzips kritisch bewertet. 
 
Der EP-Berichtsentwurf lässt an einigen Stellen Offenheit für derartige Überlegungen erkennen. In Bezug auf den 
Anwendungsbereich wird vorgeschlagen, bestimmte Unternehmensarten, darunter Versicherungs- und Rückver-
sicherungsunternehmen, aus dem Anwendungsbereich auszunehmen, soweit es sich bei ihnen um Kleinstunter-
nehmen oder kleine und mittlere Unternehmen handelt. Hierbei wird verwiesen auf den Anhang der Kommissi-
ons-Empfehlung 2003/361/EG. Für EbAV ist eine solche Einschränkung im Berichtsentwurf aber nicht vorgesehen.  
 
Aus Sicht deutscher EbAV stellt sich insbesondere die Frage, inwieweit sich die geplanten EU-Vorgaben mit beste-
henden aufsichtsrechtlichen Standards decken und ergänzen. Parallelen hinsichtlich des Regelungsgegenstands 
gibt es etwa zwischen dem Kapitel II des VO-Vorschlags über das IKT-Risikomanagement und den Inhalten des 
BaFin-Rundschreibens 10/2018 (VA) über „Versicherungsaufsichtliche Anforderungen an die IT“ (VAIT). Der VO-
Vorschlag sieht u.a. die Schaffung eines sog. „IKT-Risikomanagementrahmens“ (Art. 5), darauf aufbauende Sys-
teme, Protokolle und Instrumente (Art. 6) sowie Vorkehrungen zur Prävention, Erkennung und zur Wiederherstel-
lung (Art. 7 ff.) vor. Der VO-Vorschlag enthält aber auch weitergehende Vorschriften wie etwa über die Klassifizie-
rung und Berichterstattung von Vorfällen (Art. 15 ff.), oder detaillierte Vorschriften über Prüfungsverfahren (Art. 
21 ff.).  
 
Inhaltliche Parallelen gibt es, abgesehen von dem VAIT-Rundschreiben, auch zu dem Rundschreiben 08/2020 über 
Mindestanforderungen an die Geschäftsorganisation von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 
(MaGo für EbAV). Dies gilt für die geplanten Vorschriften im VO-Vorschlag über die Steuerung des Risikos durch 
IKT-Drittanbieter (Art. 25 ff.), letzteres insbesondere in Zusammenhang mit Ausgliederungsvereinbarungen. 

// AZ 
 

https://www.eiopa.europa.eu/content/opsg-position-paper-iorp-governance-and-risk-assessment-risk-assessment-and-costs-defined
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020PC0595&from=EN
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/ECON-PR-689801_EN.html?redirect
https://www.europarl.europa.eu/meps/en/197818/BILLY_KELLEHER/home
https://www.eiopa.europa.eu/content/esas-letter-digital-operational-resilience-act-dora
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/ECON-PR-689801_EN.html?redirect
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Rundschreiben/2018/rs_18_10_vait_va.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2020/meldung_2020_12_28_MaGo_fuer_EbAV.html
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EU-Altersvorsorgeprodukt PEPP: Praxisstart im März 2022 

Der Praxisstart des Paneuropäischen Pensionsprodukts (PEPP) ist einen Schritt näher gerückt. Die PEPP-Verord-
nung wurde bereits am 29. Juni 2019 im Amtsblatt der EU veröffentlicht, 20 Tage später ist sie in Kraft getreten. 
Praktisch anwendbar ist sie aber erst zwölf Monate nach der Veröffentlichung der in der Verordnung vorgesehe-
nen delegierten Rechtsakte im Amtsblatt der EU.  
 
Diese letzte Voraussetzung wurde am 19. März 2021 mit der Veröffentlichung der Delegierten Verordnung 
2021/473 erfüllt. Sie enthält eine Reihe von technischen Regulierungsstandards, unter anderem über das „Basisin-
formationsblatt“, Risikominimierungstechniken, Inputdaten, Annahmen und Methoden für die PEPP-Leistungsin-
formation sowie über Kosten und Gebühren im Rahmen des sog. „Basis-PEPP“.  
 
Die Auswirkungen auf die betriebliche Altersversorgung bleiben abzuwarten. Zwar sind auch EbAV unter bestimm-
ten Voraussetzungen in der PEPP-Verordnung als Anbieter zugelassen, doch das PEPP ist ein Produkt der dritten 
Säule. Sein Potential könnte es daher vorrangig in Mitgliedstaaten entfalten, in denen die erste und/oder zweite 
Säule nicht ausreichend entwickelt sind oder in Staaten, wo viele Menschen derzeit keinen Zugang zu angemesse-
nen Angeboten der privaten Altersvorsorge haben (vgl. Erwägungsgrund 10 der Verordnung). Auch der steuerliche 
Rahmen, den die Mitgliedstaaten für PEPP gewährten, dürfte erheblichen Einfluss auf die künftige PEPP-Nachfrage 
haben. 
 
Auch auf nationaler Ebene laufen Vorbereitungen für das Wirksamwerden der PEPP-Verordnung. Der Gesetzent-
wurf für ein Schwarmfinanzierung-Begleitgesetz enthält auch Sanktionsregelungen bei Verstößen gegen die PEPP-
Verordnung, die u.a. ins VAG eingefügt wurden. Bei den Änderungen im VAG (Artikel 13) ist auch eine Ergänzung 
von § 125 VAG vorgesehen, die die Bildung eines gesonderten Anlagestocks für PEPP fordert. Dies wird wie folgt 
begründet:  
 
„Die Kapitalanlage der Versicherungsunternehmen ist grundsätzlich nicht bestimmten Produkten oder Tarifen zu-
geordnet. Die erzielten Kapitalerträge werden anhand geeigneter Verfahren aufgeteilt. Ein PEPP ist nach dem Ge-
samtkonzept der PEPP-VO jedoch als eigenständiges Anlageprodukt konzipiert, für das u.a. separate Berichts-
pflichten hinsichtlich der zugrundeliegenden Kapitalanlagen erfüllt werden müssen. Die Kapitalanlagen, in die das 
PEPP investiert ist, müssen daher von den anderen Kapitalanlagen getrennt geführt werden. Der neue § 125 Ab-
satz 7 bildet diese Anforderung ab. Satz 1 bezieht sich auf die Garantiekomponente des PEPP, d.h. auf den Teil des 
PEPP (falls vorhanden), für den das Versicherungsunternehmen das Anlagerisiko trägt. Für diesen Teil wird die 
Bildung einer selbständigen Abteilung des Sicherungsvermögens vorgeschrieben. Für den anderen Teil des PEPP 
trägt der Versicherungsnehmer das Anlagerisiko. Nach Satz 2 sind dann für die Kapitalanlagen gesonderte Anlage-
stöcke zu bilden“. 

// AZ/SD 
 

Künftige EIOPA-Stresstests für EbAV: Konsultation im Juni 2021 erwartet 

EIOPA arbeitet seit einiger Zeit an den Stresstests für Versicherungsunternehmen (u.a. „Second Discussion Paper 
on Methodological Principles of Insurance Stress Testing“) und inzwischen auch für EbAV. Am 18. Februar 2021 
fand dazu ein virtueller EIOPA-Workshop statt, bei dem auch Vertreter der gemeinsamen Arbeitsgruppe „on Stress 
Testing“ von PensionsEurope und AEIP teilgenommen haben. Themen waren u.a. Liquiditäts-Stresstests, verbes-
serter horizontaler Ansatz für DB/hybride und DC Teile des Stresstests sowie die Einbeziehung von Arbeitsmarkt- 
und Inflationsrisiken. 
 
Es wird erwartet, dass EIOPA im Juni 2021 ein Diskussionspapier zur Verbesserung der Methode des EIOPA Stress-
tests für EbAV veröffentlicht und dazu eine öffentliche Konsultation (über drei Monate) durchführt. Bis Ende 2021 
könnte daher ein neuer EbAV-Stresstest-Rahmen stehen, der für EbAV dann beim Stresstest 2022 zum Einsatz 
kommt. 

// SD 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R1238&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg_del/2021/473/oj
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg_del/2021/473/oj
https://www.aba-online.de/eu-altersvorsorgeprodukt.html#M6159ModuleBorder
https://www.aba-online.de/eu-altersvorsorgeprodukt.html#M6159ModuleBorder
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2021-03-24-Schwarmfinanzierung-BegleitG/0-Gesetz.html
https://www.eiopa.europa.eu/content/second-discussion-paper-methodological-principles-insurance-stress-testing_en
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IOPS: Konsultation zu Rentenprojektionen 

Die International Organisation of Pension Supervisors (IOPS) ist ein internationaler Zusammenschluss von Auf-
sichtsbehörden aus 79 Ländern, die für Altersversorgung zuständig sind. Für Deutschland ist die BaFin Mitglied. 
IOPS hat zum Ziel, die Qualität und Effektivität der Beaufsichtigung von Zusatzrentensystemen weltweit zu ver-
bessern. 
 
IOPS hat am 23. Februar 2021 eine 5-seitige Konsultation zu Rentenprojektionen („pension projections“) veröf-
fentlicht. IOPS bittet um Anmerkungen zu den vorgeschlagenen „Good practices for designing presenting and su-
pervising pension projections“. Im Teil zur Aufsicht geht es insbesondere um die Anforderungen und Aufsicht über 
Projektionen und Projektionstools, die den Begünstigten zur Verfügung gestellt werden. Die Konsultation läuft 
noch bis zum 16. April 2021. 

// VM 
 

NACHHALTIGKEIT 

Sustainable Finance Beirat - Abschlussbericht veröffentlicht 

Der Sustainable Finance Beirat der Bundesregierung hat – nach gut 1½-jähriger Arbeit - am 25. Februar 2021 sei-
nen Abschlussbericht veröffentlicht (Presseerklärung; Präsentation). Folgende fünf Handlungsbereiche werden 
gesehen: 
 
1. Einen verlässlichen Politikrahmen in Deutschland und der EU für kohärent auf Nachhaltigkeit ausgerichtete 

Weichenstellungen in der Finanz- und Realwirtschaft 
2. Eine integrierte und zukunftsgerichtete Unternehmensberichterstattung mit Transparenz und Vergleich-

barkeit als Grundlagen für nachhaltige Investitionsentscheidungen und ein ganzheitliches Risikomanage-
ment 

3. Forschung und systematischer Wissensaufbau mit Blick auf sich verändernde Kompetenzanforderungen 
bei Verantwortlichen in Regulierung, Leitung und Aufsicht von Unternehmen, in der Finanzberatung sowie 
der Öffentlichkeit 

4. Nachhaltigkeitswirksame Finanzprodukte, die den wachsenden Bedarf der Anlegerinnen und Anleger be-
dienen 

5. Eine institutionelle Verstetigung für die kontinuierliche Begleitung im Rahmen des Transformationsprozes-
ses 

 
In seinem Abschlussbericht gibt der Sustainable Finance Beirat 31 Empfehlungen für eine nationale Sustainable-
Finance-Strategie der Bundesregierung. Aus Sicht der aba erscheinen folgende besonders wichtig: 
 

• Empfehlung 4 „Aufsichtsrechtliches Regime EbAV“ (S. 17, S. 59 f.): Ausführungen und Forderungen zu Be-
deckung, Anlageverordnung und BaFin-Stresstest 

 
 Dazu folgende Auszüge: 
 
 Schlussfolgerung: „Aufsichtliche Bedeckungsvorgaben sollten nicht stichtagsbezogen ausgerichtet sein, 

sondern vielmehr auf die Abwicklungsdauer und die über Jahrzehnte verteilten Auszahlungszeitpunkte von 
Verträgen abstellen. Der Anlagekatalog der Anlageverordnung sollte um spezifische Anlageklassen erwei-
tert werden, und die ihnen zugeordneten, höchstzulässigen Anlagegrenzen sollten noch stärker den jeweili-
gen Risikogehalt widerspiegeln.“ 

 

http://www.iopsweb.org/public-consultation-2021-iops-draft-good-practices-pension-projections.htm
http://www.iopsweb.org/public-consultation-2021-iops-draft-good-practices-pension-projections.htm
http://www.iopsweb.org/2021-Public-Consultation-Good-practices-pension-projections.pdf
http://www.iopsweb.org/2021-Public-Consultation-Good-practices-pension-projections.pdf
https://sustainable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2021/02/210224_SFB_-Abschlussbericht-2021.pdf
https://sustainable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2021/02/210224_SFB_-Abschlussbericht_Pressemeldung.pdf
https://sustainable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2021/02/210224_SFB_-Abschlussbericht_Kernbotschaften.pdf
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 Umsetzung der Empfehlung: „Eine wie schon zuvor geforderte Detaillierung des Anlagekatalogs in Verbin-
dung mit spezifischen Anlagegrenzen schafft die Basis für eine risikoadäquatere Betrachtung einzelner An-
lagerisiken im Stresstest.  

 
 Der Stresstest sollte daher spezifischer in Hinsicht auf die Anlagerisiken gestaltet und sein Schwerpunkt im 

Sinne einer veränderten Bedeckungserfordernis von Marktpreisrisiken auf Kreditausfall- und Kontrahenten-
risiken verlagert werden.  

 
 Umsetzung der Empfehlung (womit, wodurch, wie?) 
 
 Anpassung/Überprüfung der Bedeckungsanforderungen im Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG), für Pensi-

onsfonds § 239 VAG und für Pensionskassen §§ 234 f i.V.m. 125 und 127 (1) VAG sowie ggfs. der Pensions-
fonds-Aufsichtsverordnung (PFAV) bzw. für Pensionskassen die AnlV sowie die einschlägigen nachgelager-
ten Rundschreiben, insbesondere R 11/2017 („Kapitalanlage-Rundschreiben“) und R 1/2004 („Durchfüh-
rung von Stress-Tests“). Zu berücksichtigen ist dabei, dass künftig nicht nur Zusagen bei Pensionsfonds, son-
dern auch bei Pensionskassen im Falle der Insolvenz des Arbeitgebers geschützt sind.“ 

 

• Empfehlung 22 „Förderung von Nachhaltigkeitsprodukten“: „die staatliche Förderung von neu abgeschlos-
senen Riester- und VL-Verträgen an die Erfüllung expliziter Nachhaltigkeitskriterien zu knüpfen. Bislang be-
steht bei Riester-Verträgen lediglich eine Pflicht zur Information darüber, ob bei der Anlage ethische, soziale 
und ökologische Belange berücksichtigt werden. Sollen die eingezahlten Beträge wirksame Beiträge zur 
Transformation leisten, sind sie an wirksame Nachhaltigkeitskriterien zu binden. Dafür ist eine Anpassung 
der Förderbedingungen nötig. Ziel ist es, bei Neuabschlüssen nur noch solche Produkte zu fördern, die Art. 
8 oder 9 der EU-Offenlegungsverordnung entsprechen. Die Reform der Riester-Rente bietet dafür einen An-
satzpunkt“ (S. 30). 
 

• Empfehlung 31 „Engagement institutioneller Investoren“ (S. 36; S. 128 ff.) 
 
 Schlussfolgerung: „Institutionelle Investoren, insbesondere kleinere und mittelgroße Asset Manager und As-

set Owner, sollen ihre Kräfte bündeln können und dabei unterstützt werden, im besten Sinne ihrer Kundin-
nen und Kunden als Eigentümer und im Hinblick auf eine langfristige nachhaltige Wertschöpfung ihrer Ver-
antwortung („Stewardship“) nachzukommen. Es sollte zu den Sorgfaltspflichten von Aktionärinnen und Ak-
tionären gehören, dieser Verantwortung nachzukommen. Zudem sollte die öffentliche Hand für ihre Anla-
gen die Möglichkeiten des Engagements stärker nutzen. Collaborative Engagement soll auch in Deutschland 
als wirkungsvolles Instrument für eine Einflussnahme auf Unternehmen mit Blick auf Nachhaltigkeitsziele 
gestärkt werden, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der europäischen Initiativen zur leichteren Mitwirkung 
von Aktionärinnen und Aktionären.“ 

 
 Für die Umsetzung werden empfohlen:  1) Abgrenzung Collaborative Engagement vs. Acting in Concert; 2) 

ESG-Engagement-Plattform; 3) Stewardship Code. 
// SD 

 

Mögliche EU-Standards für nichtfinanzielle Berichterstattung: EFRAG-Berichte veröffentlicht 

EFRAG (European Financial Reporting Advisory Group) hat am 8. März 2021 zwei Berichte veröffentlicht, die der 
Europäischen Kommission vorgelegt wurden und Empfehlungen für die Entwicklung von EU-Nachhaltigkeitsbe-
richtsstandards enthalten.  
 
Der Bericht der Task Force, die für die vorbereitenden Arbeiten zur Ausarbeitung möglicher EU-Standards für die 
nichtfinanzielle Berichterstattung eingerichtet wurde, umfasst den 228-seitigen Hauptbericht und sechs Anhänge 
(mit folgenden Themen: EU non-financial information requirements momentum and coherence; Possible input 
from existing initiatives; Conceptual framework for non-financial information standard setting; Interconnection 

http://www.efrag.org/
https://www.efrag.org/News/Project-476/Reports-published-on-development-of-EU-sustainability-reporting-standards
https://www.efrag.org/Lab2
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FEFRAG%2520PTF-NFRS_MAIN_REPORT.pdf
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FEFRAG%2520PTF-NFRS_A1_FINAL.pdf
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FEFRAG%2520PTF-NFRS_A2_FINAL.pdf
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FEFRAG%2520PTF-NFRS_A2_FINAL.pdf
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FEFRAG%2520PTF-NFRS_A3_FINAL.pdf
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between financial and non-financial information; Focus on financial institutions; Current non-financial reporting 
formats and practices. 
 
Hintergrund war die Bitte der EU-Kommission am 25. Juni 2020 um technische Unterstützung bei der Arbeit an 
möglichen nicht finanziellen Berichtsstandards (Überarbeitung der Richtlinie 2014/95/EU). Die EU-Kommission 
hatte vom 20. Februar bis 11. Juni 2020 eine öffentliche Konsultation zur Überarbeitung der Richtlinie mit zahlrei-
chen Teilnehmern durchgeführt. Der Richtlinienvorschlag der EU-Kommission wird mit Spannung erwartet.  
 
Ferner wurde noch der Bericht des EFRAG-Vorsitzenden Jean-Paul Gauzès, beim dem es um EFRAG selbst geht, 
veröffentlicht. Vorgeschlagen werden Reformen der EFRAG-Führungsstruktur und der Finanzierung. Diesem Be-
richt ging ein Brief der EU-Kommission vom Juni 2020 voraus, in dem um Empfehlungen für erforderliche Ände-
rungen der Governance und der Finanzierung der EFRAG gebeten wurde, falls diese zum EU-Standardsetzer für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung werden sollte. 

// SD 
 

aba antwortet auf KOM-Konsultation zur nachhaltigen Unternehmensführung und EP-Ent-
schließung 

Am 8. Februar 2021 hat die aba ihre Stellungnahme zur Konsultation Sustainable Corporate Governance der EU-
Kommission eingereicht.  
 
Der Konsultation ging die Veröffentlichung einer 6-seitigen Anfangsfolgenabschätzung im Sommer 2020 voraus, 
zu der die EU-Kommission zahlreiche Rückmeldungen bekommen hat. Die Kommission prüft, ob weitere Maßnah-
men erforderlich sind, um sicherzustellen, dass die Nachhaltigkeit noch stärker in den Governance-Rahmen der 
Unternehmen eingebettet wird, um die langfristigen Interessen von Management, Aktionären, Stakeholdern und 
der Gesellschaft besser in Einklang zu bringen. Hierzu stellt die KOM im Rahmen der Konsultation 26 Fragen. Als 
Ergebnis des Konsultationsprozesses könnte die EU-Kommission eine Änderung der kodifizierten Gesellschafts-
rechtsrichtlinie (RL 2017/1132) und/oder der konsolidierten Aktionärsrechte-Richtlinie (RL 2007/36) vorschlagen. 
 
EbAV könnten in zweifacher Hinsicht von dieser Initiative betroffen sein: Erstens sind Altersversorgungseinrich-
tungen Anleger, die langfristig orientiert sind und damit die Ziele der Kommission teilen. Wie alle Finanzmarktteil-
nehmer brauchen EbAV auch nicht-finanzielle Informationen über Unternehmen, um Investmententscheidungen 
treffen zu können, aber auch, um z.B. die neuen Anforderungen der Offenlegungsverordnung zu erfüllen. Zweitens 
sind EbAV aber auch selbst Unternehmen. Die EbAV-II-RL setzt für die Unternehmensführung bereits EU-Mindest-
standards, die national ausgestaltet werden können. Die aba argumentiert, dass EbAV als Unternehmen nicht un-
ter eine horizontale Richtlinie EU-fallen sollten, sondern – sofern notwendig – die EbAV-II-Richtlinie angepasst 
werden sollte.  
 
Parallel dazu hat das Europäische Parlament am 10. März 2021 eine Entschließung zur Sorgfaltspflicht und Re-
chenschaftspflicht von Unternehmen veröffentlicht (Überblick über den Prozess). 

// VM/SD 
 

Offenlegungs-VO und technische Regulierungsstandards 

Finanzmarktteilnehmer (darunter auch EbAV) müssen die meisten Anforderungen der Offenlegungs-VO seit dem 
10. März 2021 prinzipienorientiert umsetzen. Dies bedeutet, dass vorerst nur die Anforderungen der Offenle-
gungs-VO selbst erfüllt werden müssen (Brief der EU-Kommission vom Oktober 2020 an die drei EU-Aufsichtsbe-
hörden und auch aufsichtsrechtliches Statement der EU-Aufsichtsbehörden vom 25. Februar 2021, Rz. 5). 
 
Viele Anforderungen der Offenlegungs-VO werden noch durch umfangreiche Vorschriften, sog. technische Regu-
lierungsstandards (RTS), konkretisiert werden. Hierfür haben die EU-Aufsichtsbehörden Anfang Februar 2021 der 

https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FEFRAG%2520PTF-NFRS_A5_FINAL.pdf
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FEFRAG%2520PTF-NFRS_A6_FINAL.pdf
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FEFRAG%2520PTF-NFRS_A6_FINAL.pdf
http://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FLetter%2520EVP%2520annexNFRD%2520%2520technical%2520mandate%25202020.pdf
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32014L0095:DE:HTML
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2fsites%2fwebpublishing%2fSiteAssets%2fJean-Paul%2520Gauz%c3%a8s%2520-%2520Ad%2520Personam%2520Mandate%2520-%2520Final%2520Report%2520-%252005-03-2021.pdf
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=/sites/webpublishing/SiteAssets/Letter%2520EVP%2520annex%2520NFRD%2520governance%2520mandate%25202020.pdf
file:///C:/Users/verena.menne/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/P3YJGFLX/aba%20|%202021-02-11%20aba%20antwortet%20auf%20KOM-Konsultation
https://www.aba-online.de/application/files/2516/1311/7937/20210209_aba_Response_Sustainable_Corporate_Governance_2.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12548-Sustainable-corporate-governance/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12548-Sustainable-corporate-governance/public-consultation
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0073_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0073_DE.html
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2020/2129(INL)&l=en
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/eba_bs_2020_633_letter_to_the_esas_on_sfdr.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/sites/default/files/publications/supervisory_statements/jc-2021-06-joint-esas-supervisory-statement-sfdr.pdf
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EU-Kommission die Entwürfe der sieben RTS übermittelt (EIOPA-Website: RTS-Bericht und Berichte zu Verbrau-
chertests). Relevant für EbAV sind hierbei insbesondere die RTS zu Art. 4 (Nachhaltigkeitsauswirkungen) und evtl. 
zu Art. 8, 10 und 11 (für ESG-Produkte, falls Klassifizierung zutreffend für ein Altersversorgungssystem). Die RTS 
müssen noch von der EU-Kommission erlassen werden, bevor sie Gültigkeit erlangen; es ist davon auszugehen, 
dass die Entwürfe kaum noch Änderungen erfahren werden.  
 
Mit einer verpflichtenden Anwendung der RTS durch die Finanzmarkteilnehmer ist ab Anfang 2022 zu rechnen 
(siehe hierzu auch Art. 74 der RTS-Entwürfe).  
 
Für die Zwischenzeit hatten die EU-Aufsichtsbehörden „some guidance to support supervisory convergence“ in 
Aussicht gestellt. Insbesondere zu den Umsetzungsfristen haben die EU-Aufsichtsbehörden am 25. Februar 2021 
ein aufsichtsrechtliches Statement zur Anwendung der Offenlegungs-VO veröffentlicht; demnach gilt als Grundre-
gel für die Zwischenzeit, dass man sich am RTS-Bericht der EU-Aufsichtsbehörden orientieren soll (siehe vor allem 
Rz. 8). Die Tabelle auf S. 5 ff. des Statements gibt einen detaillierten Überblick über die Pflichten nach Artikeln 
sowie zu den Fristen in der Offenlegungs- und Taxonomie-Verordnung sowie den RTS-Entwürfen. Ob noch weitere 
spezifische Guidances der EU-Aufsichtsbehörden veröffentlicht werden, die über den Anhang dieses aufsichts-
rechtlichen Statements hinausgehen, ist noch offen. 

// SD/VM 
 

Offenlegungsverordnung: Konsultation zu den technischen Regulierungsstandards zu Inhalt 
und Darstellung 

Am 22. Juni 2020 wurde die Taxonomie-Verordnung (2020/852) im Amtsblatt der EU veröffentlicht, die u.a. Än-
derungen der Offenlegungsverordnung (2019/88 – konsolidierte Fassung) vorsah. Seit dem 17. März 2021 läuft 
jetzt die gemeinsame Konsultation der drei EU-Aufsichtsbehörden zu den technischen Regulierungsstandards in 
den Art. 8(4), 9(6) und 11(5) der Offenlegungsverordnung. Die technischen Regulierungsstandards befassen sich 
mit Darstellung und Inhalt von Offenlegungen nach der Taxonomieverordnung in diesen Artikeln. Die Anforderun-
gen beziehen sich auf Produkte, die nach Art. 8 oder 9 der Offenlegungsverordnung als „grün“ oder „dunkelgrün“ 
eingestuft werden. Die Konsultation läuft noch bis zum 12. Mai 2021. 

// VM 
 

Offenlegungsverordnung: aba-AKA-Hinweise für EbAV 

Gemeinsam mit der AKA hat die aba schriftliche Hinweise für EbAV zur Umsetzung der Offenlegungs-VO erarbei-
tet, die von Teilnehmern des Web Seminars zur Offenlegungsverordnung und aba-Mitgliedern (mit Zugang zum 
Mitgliederbereich) in der Rubrik Hintergrundpapiere heruntergeladen werden können. Neben einem Überblick 
über Hintergründe, dem aktuellen Stand der Regulierung und den weiteren Schritten befasst sich das Papier mit 
artikelübergreifenden Umsetzungsfragen und einzelnen Artikeln der Offenlegungs-VO aus EbAV-Sicht. Die Hin-
weise enthalten als Hintergrundinformationen und ggf. Hilfe bei aktuellen Entscheidungen (Stichwort: comply or 
explain) bereits Erkenntnisse aus dem umfangreichen Abschlussbericht mit den Entwürfen der technischen Regu-
lierungsstandards, den die EU-Aufsichtsbehörden Anfang Februar 2021 veröffentlicht haben. 

// SD 
 

ESG-Daten – Entwicklung europäischer ESG-Templates  

FinDatEx (Financial Data Exchange Templates), das die Entwicklung und Nutzung von standardisierten Vorlagen 
für den Datenaustausch zwischen Unternehmen des europäischen Finanzsektors unterstützt, richtet eine neue 
Arbeitsgruppe ein (FinDatEx-Ausschreibung; Frist war der 21. März 2021). Über FinDatEx arbeiten verschiedene 
europäische Verbände des Finanzsektors (u.a. EFAMA, Insurance Europe und verschiedene europäische Banken-
verbände) und ihre Mitglieder zusammen. PensionsEurope steht ebenfalls mit FinDatEx im Austausch.  
 

https://www.eiopa.europa.eu/content/final-report-draft-regulatory-technical-standards_en
https://www.eiopa.europa.eu/sites/default/files/publications/reports/jc-2021-03-joint-esas-final-report-on-rts-under-sfdr.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/sites/default/files/publications/supervisory_statements/jc-2021-06-joint-esas-supervisory-statement-sfdr.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32020R0852
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02019R2088-20200712
https://www.esma.europa.eu/press-news/consultations/joint-consultation-taxonomy-related-sustainability-disclosures
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2021-03-03-web-seminar-umsetzung-der-offenlegungs-vo-fuer-ebav
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/hintergrundpapiere/2021-03-03-aba-aka-hinweise-fuer-ebav-zur-umsetzung-der-offenlegungs-vo
https://www.eiopa.europa.eu/content/final-report-draft-regulatory-technical-standards_en
https://extranet.findatex.eu/news/47/findatex-launches-dedicated-esg-workstream-and-application-for-experts
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Es soll eine spezielle technische ESG-Arbeitsgruppe (ESG TWG) mit 80 aktiven Mitgliedern aus verschiedenen Be-
reichen (auch „insurance/pensions industry“) entstehen, die an europäischen ESG-Templates arbeiten soll. 

// SD/VM 
 

KOM-Konsultation zur zentralen Informationsplattform ESAP - Stellungnahmen 

Die Datenverfügbarkeit ist ein zentrales Problem für die Umsetzung bestehender Nachhaltigkeitsanforderungen. 
Der EU-Aktionsplan Kapitalmarktunion vom September 2020 sieht in Maßnahme 1 einen Legislativvorschlag zur 
Einrichtung eines einheitlichen europäischen Zugangspunkts („European Single Access Point, kurz: ESAP“) vor, die 
den Zugang zu allen relevanten Unternehmensinformationen (einschließlich Finanz- und nachhaltigkeitsbezoge-
ner Informationen) ermöglichen soll. Dies könnte es – zusammen mit der Überarbeitung der Richtlinie 2014/95/EU 
zu nicht finanziellen Informationen - den institutionellen Investoren (u.a. EbAV) erleichtern, Nachhaltigkeitsas-
pekte in die Kapitalanlage einzubeziehen und Nachhaltigkeitsanforderungen umzusetzen. 
 
Die EU-Kommission hat bis zum 12. März 2021 eine öffentliche Konsultation mit allgemeinen und technischen 
Fragen zur Einrichtung von ESAP durchgeführt. Die dazu zahlreich eingegangenen Antworten sind inzwischen auf 
der Konsultations-Website eingestellt. Auch PensionsEurope, unterstützt durch die aba, hat sich mit einer Stel-
lungnahme beteiligt. Sie unterstützt das Vorhaben, das in erster Linie dazu dienen sollte, die benötigten Informa-
tionen für Investoren bereitzustellen, insbesondere zur Einhaltung ihrer Nachhaltigkeitsanforderungen. Pensions-
Europe empfiehlt der EU-Kommission einen schrittweisen Ansatz für ESAP, der sich zunächst auf ESG-Daten kon-
zentriert. Dieses Vorgehen stehe auch im Einklang mit dem gemeinsamen Brief der Industrie (PE und gemeinsamer 
Brief vom Juni 2021), der die Schaffung einer europäischen ESG-Datenbank fordert. Auf EU-Ebene haben sich auch 
die Verbände EFAMA und InsuranceEurope beteiligt. Auch sie unterstützen die Einführung eines ESAP. 
 
Der DRSC – Deutsches Rechnungslegungs Standards Committee e.V. – spricht sich ebenfalls für eine schrittweise 
Einführung aus und betont, dass durch den ESAP keine neuen Berichtspflichten geschaffen werden sollten (Stel-
lungnahme und Schreiben an EU-Kommission).  
 
In einem Positionspapier zur nicht finanziellen Berichterstattung geht der GDV auch auf die geplante Überarbei-
tung der Richtlinie 2014/95/EU und den ESAP ein. Um die unterschiedlichen Bedürfnisse und Erwartungen von 
Datenanbietern und Datennutzern zusammenzubringen, schlägt er folgende fünf Prinzipien vor: Fokus auf die In-
formationsbedürfnisse der wichtigsten Stakeholder; Einfachheit; Konsistenz, einschließlich Anpassung; Proportio-
nalität; Interkonnektivität mit der Finanzberichterstattung. 
 
Ein Legislativvorschlag der EU-Kommission zum ESAP wird im dritten Quartal 2021 erwartet. 

// VM/SD 
 

Bericht der EU-Plattform für ein Nachhaltiges Finanzwesen 

Durch die Taxonomieverordnung (Art. 20) wurde eine Plattform für ein Nachhaltiges Finanzwesen geschaffen (auf 
Englisch Platform on sustainable finance). Diese Gruppe wurde im Januar 2021 von der Kommission beauftragt, 
sechs Fragen zur Finanzierung des Übergangs zu einer nachhaltigen Wirtschaft zu erarbeiten. Dabei geht es u.a. 
darum, wie die Taxonomie dazu genutzt werden kann, Kapital für die Finanzierung des Übergangs zu gewinnen, 
wie die Begriffe „sustainable“, „green“ and „harmful“ in verschiedenen Nachhaltigkeitsinitiativen definiert werden 
und darum, wie es gelingen kann, den Übergang zu finanzieren und gelichzeitig „greenwashing“ mit der Taxono-
mie zu vermeiden.  
 
Die Plattform hat am 19. März 2021 ihre Antworten in einem Bericht veröffentlicht. Für alle in der Taxonomiever-
ordnung genannten Umweltziele ist das Konzept des „Übergangs“ relevant. Da es aktuell aber primär darum geht, 
den ersten delegierten Rechtsakt zur Taxonomieverordnung zu finalisieren, bezieht sich der Bericht hauptsächlich 
auf den Übergang mit Blick auf den Klimawandel. Die Plattform beantwortet die gestellten Fragen u.a. mit einer 
Reihe von Empfehlungen, die in drei Kategorien eingeordnet werden können:  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=COM:2020:590:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32014L0095&from=EN
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2021-european-single-access-point_en
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2021-european-single-access-point_en
https://www.pensionseurope.eu/pensionseurope-answers-european-commission-targeted-consultation-establishment-european-single
https://www.pensionseurope.eu/pensionseurope-answers-european-commission-targeted-consultation-establishment-european-single
https://www.pensionseurope.eu/eacb-ebf-efama-esbg-insurance-europe-and-pensionseurope-addressed-letter-european-commission-calling
https://www.pensionseurope.eu/eacb-ebf-efama-esbg-insurance-europe-and-pensionseurope-addressed-letter-european-commission-calling
https://www.efama.org/Publications/Public/Responsible_Investment/21-4016.pdf#search=ESAP
https://www.insuranceeurope.eu/european-single-access-point-should-prioritise-esg-data-required-fulfil-eu-sustainability
https://www.drsc.de/app/uploads/2021/03/210304_ASCG_CL_EC_consultation_ESAP_questionnaire.pdf
https://www.drsc.de/app/uploads/2021/03/210304_ASCG_CL_EC_consultation_ESAP_questionnaire.pdf
https://www.drsc.de/app/uploads/2021/03/210304_ASCG_CL_EC_consultation_ESAP_cover_letter.pdf
https://www.gdv.de/resource/blob/66288/1c9dd8a5acac112ef4b7ce2087157eeb/positionspapier-nachhaltigkeitsreporting---download-data.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32014L0095&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32020R0852&from=EN
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance/overview-sustainable-finance/platform-sustainable-finance_en
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/business_economy_euro/banking_and_finance/documents/210118-commission-request-transition-financing_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/files/210319-eu-platform-transition-finance-report_en
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• Maximise inclusiveness but maintain the integrity of the current Taxonomy framework; 

• Opportunities to develop the future Taxonomy framework;  

• and utilise other (non-Taxonomy) policies and tools to further support transition finance. 
// VM 

 

VERSCHIEDENES 

aba-Mitgliederversammlung und öffentliche digitale Tagung am 5. Mai 2021 

Die 83. aba-Mitgliederversammlung findet in diesem Jahr am 5. Mai von 12:30 bis 13:30 Uhr als digitale Veran-
staltung statt. Sie ist eingebettet in zwei 1,5-stündige Online-Tagungsblöcke, die noch in Planung sind. Beiträge 
aus Ministerien und Politik sollen einen Einblick in die mögliche Entwicklung der deutschen Altersversorgung ge-
ben. Zudem soll ein Blick über den nationalen Tellerrand zeigen, welche Altersversorgungsstrategien in ausge-
wählten europäischen Ländern verfolgt werden. 
 
Praktische Hinweise für bei der aba-Mitgliederversammlung stimmberechtigte Mitglieder: Für stimmberechtigte 
Mitglieder ist die Teilnahme an der Mitgliederversammlung und an den Online-Tagungsblöcken kostenlos. Wei-
tere Details und Anmelde-Informationen (u.a. der individuelle Registrierungs-Code) sind dem Mitglieder-Rund-
schreiben vom 26.03.2021 sowie der Ankündigung auf der aba-Homepage zu entnehmen.  
 
Praktische Hinweise für Mitglieder der aba, die an der Mitgliederversammlung nicht teilnehmen sowie für bei der 
aba-Mitgliederversammlung nicht stimmberechtigte Mitarbeiter von aba-Mitgliedern: eine (kostenpflichtige) An-
meldung zu den Online-Tagungsblöcken ist hier möglich.  

 
// AZ 

 

Guter Zuspruch zu den ersten Frühjahrstagungen der aba 

Auch wenn die geplanten Präsenzveranstaltungen nicht möglich waren, tat das den diesjährigen Forums-Veran-
staltungen der aba (fast) keinen Abbruch. Das belegt die gute Resonanz: Über 100 Teilnehmer verfolgten am 24. 
März 2021 das von Herrn Geberth moderierte digitale Forum Steuerrecht. Rund 150 Teilnehmer waren es, die am 
25. März 2021 das Angebot des ebenfalls digitalen Forums Arbeitsrecht unter der Moderation von Herrn Teslau 
angenommen hatten. 
 
Und die inhaltlichen Erwartungen wurden nicht enttäuscht. 
 
In einem etwas kürzeren zeitlichen Rahmen als sonst üblich behandelte das Forum Steuerrecht vier Themenkom-
plexe. Annekatrin Veit widmete sich einer breiten Palette aktueller Fragen der Steuerrechtsprechung, zu denen 
u.a. die Voraussetzungen für Tarifermäßigungen (Fünftel-Regelung bei Kapitalzahlungen) und Bewertungsfragen 
in Zusammenhang mit Pensionsrückstellungen gehören. Danach beleuchtete Markus Kurz die Hintergründe und 
Nachwirkungen eines (bislang unveröffentlichten) BFH-Urteils zur Frage nach den Voraussetzungen für eine Um-
satzbesteuerung von Pensionskassenleistungen. Herr Hagemann und Herr Hartmann widmeten sich im Format 
der „Rede und Gegenrede“ steuerrechtlichen Bewertungsfragen in Zusammenhang mit Auszahlwahlrechten. Ein 
Vortrag von Marco Simonis über Veränderungen bei den steuerlichen Anforderungen an institutionelle Anleger 
beschloss die Veranstaltung. 
 
Das als Ganztagesveranstaltung angelegte Forum Arbeitsrecht ließ in acht Vorträgen aus den Bereichen Politik, 
Rechtsprechung, Wissenschaft und Praxis kaum etwas unerwähnt, was aktuell im Arbeitsrecht der betrieblichen 
Altersversorgung diskutiert wird. Am Vormittag war es der Blick auf die aktuellen Entwicklungen in der Gesetzge-
bung (Thomas Kaulisch aus dem BMAS wies u.a. auf noch vorhandenes Verbreitungspotenzial hin und nannte es 
daher „zu früh“, um von der Freiwilligkeit abzurücken), auf die Rechtsprechung des Dritten Senats des BAG (hier 

https://www.aba-online.de/intern/2020-10-12-fd
https://www.aba-online.de/intern/2020-10-12-fd
https://www.aba-online.de/ueber-uns/verband/mitgliederversammlung-2021
https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2021-05-05-83-mitgliederversammlung
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erläuterte Dr. Bertram Zwanziger u.a. die im Zusammenhang mit der Rechtsprechung des EuGH erfolgten Entwick-
lungen beim Insolvenzschutz), auf die „(un-)möglichen“ Praxisgestaltungen bei der Beitragszusage mit Mindest-
leistung und die Initiativen zur Herabsetzung der Mindestleistung (Theodor Cisch) sowie auf die (letzten) Fragen 
im Zusammenhang mit dem Arbeitgeberzuschuss und seine verpflichtende Umsetzung für den Bestand ab 1. Ja-
nuar 2022 (Dr. Erika Biedlingmeier). 
 
Im zweiten Teil ging es zunächst um die Kollektivpartner und deren Einbindung in die bAV (Christian Beth-Rehm), 
bevor verschiedene Aspekte der Neuordnung von betrieblicher Altersversorgung aufgegriffen wurden, insbeson-
dere die Anpassung des Future Services bei arbeitgeberfinanzierter bAV in Zeiten andauernder Niedrigzinsen (Ale-
xander Bauer) und die Neuordnung bei Entgeltumwandlung (Dr. Johannes Schipp). An die Überlegungen von Prof. 
Dr. Martin Diller zur Befristung und Bedingung von Beitragszusagen schloss sich eine Diskussion an unter dem Titel 
„Wie kann die bAV zukünftig funktionieren? – Entwicklungsnotwendigkeiten vs. Vertrauensschutz.“ Aus Arbeit-
nehmer- (Kerstin Schminke) und Arbeitgebersicht (Karsten Tacke) sowie aus der Perspektive der aba (Dr. Georg 
Thurnes) wurden die möglichen Stellschrauben (wie z.B. das Absenken von Garantien oder das Schaffen von Ein-
stiegserleichterungen beim Sozialpartnermodell) gegeneinander abgewogen und z.T. kontrovers diskutiert. 
 
Trotz der unvermeidlichen Einschränkungen des digitalen Formats in Bezug auf die Interaktivität und den sozialen 
Austausch zwischen den Teilnehmern erreichten die aba viele sehr positive Rückmeldungen, in erster Linie zur 
Zusammenstellung der gut aufeinander abgestimmten Themen und deren Darlegung, aber auch zur gelungenen 
Technik. 
 
Ausführlichere Veranstaltungsberichte zu beiden Foren finden Sie auf der aba-Homepage unter Veranstaltungs-
berichte. 

// Dr / AZ 
 

bAV in Generationen denken, nicht in Legislaturperioden 

Unter der Rubrik "aba in der Presse" finden sich eine Auswahl von Berichten über die aba und Artikel, die von 
Vertretern der aba verfasst wurden. Auf die Herausforderung der Generationengerechtigkeit in der bAV weist der 
aba-Vorsitzende Dr. Georg Thurnes z.B. in einem Artikel in dpn und einem Kommentar in Absolutreport hin.  

// St 
 

Arbeitgeber- und Trägerbefragung zur Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung (BAV 
2019) 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales hat die Public Division von Kantar (ehemals TNS Infra-
test Sozialforschung) im Jahr 2020 zum neunten Mal nach 2003, 2004, 2006, 2008, 2011, 2013, 2015 und 2017 
eine empirische Untersuchung zur Situation und Entwicklung der betrieblichen Altersversorgung in Deutschland 
durchgeführt. Einbezogen in die „Arbeitgeber- und Trägerbefragung zur Verbreitung der betrieblichen Altersver-
sorgung 2019“ (BAV 2019) wurden eine (Netto-)Stichprobe von über 3.000 Betrieben sowie Pensionskassen, Pen-
sionsfonds, Lebensversicherungen, die betriebliche Direktversicherungen anbieten, und öffentliche Zusatzversor-
gungsträger. Die Daten zu Direktzusagen und Unterstützungskassen basieren dagegen auf Geschäftsstatistiken 
des „Pensions-Sicherungs-Vereins auf Gegenseitigkeit“ (PSVaG). Damit wird nunmehr die Entwicklung der betrieb-
lichen Altersversorgung seit Inkrafttreten des Altersvermögensgesetzes (AVmG) und des Altersvermögensergän-
zungsgesetzes (AVmEG) am 1. Januar 2002 aufgezeigt. 
 
Auf über 100 Seiten wird die Lage der bAV quantitativ aus vielfachen Blickrichtungen analysiert. Der zugehörige 
Methodenband umfasst weitere 80 Seiten.  
 
Die Zahl der Anwartschaften ist auf über 21 Millionen angewachsen, das entspricht einem Plus von gut 500.000 
oder 2,5 Prozent. Da im Vergleichszeitraum die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten stärker ange-
wachsen ist, kommt die Untersuchung zu dem Ergebnis, dass der Anteil sozialversicherungspflichtig Beschäftigter, 

https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte
https://www.aba-online.de/aba-in-der-presse
https://www.aba-online.de/application/files/3616/1468/7091/dpn_Magazin_115_Feb_Mrz_2021_Redezeit_60-65.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/5216/1467/7862/Absolut_Report_2021_01_Thurnes_Kommentar.pdf
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb567-endbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb567-endbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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die aus einem aktiven Arbeitsverhältnis eine Anwartschaft auf eine künftige bAV erwerben, von 54,6% 2017 um 
0,7 Prozentpunkte auf 53,9% gesunken ist. 

// St 
 

Alterssicherung in Deutschland 2019 (ASID 2019)  

Im März 2021 hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) den vom Forschungsinstitut Kantar er-
stellten Bericht mit den wichtigsten Ergebnissen der ASID 2019 sowie drei Tabellenbände veröffentlicht. Es finden 
sich dort auch Informationen zur betrieblichen Altersversorgungen und zur Zusatzversorgung im öffentlichen 
Dienst. 
 
Die ASID-Studien gehen seit 1986 der Frage der Einkommens- und Lebenssituation der älteren Generation (Perso-
nen ab 60 Jahren) nach. Die Datengrundlage bildet eine repräsentative, bei Einwohnermeldeämtern gezogene 
Adressenstichprobe.  

// SD 
 

OECD Studie: „Bessere Altersvorsorge für Frauen“ 

Am 10. März 2021 hat die OECD die Studie Towards improved retirement outcomes for women veröffentlicht. Die 
knapp 160-Seiten lange Studie setzt sich aus folgenden Kapiteln zusammen: Bestandsaufnahme, Literaturüber-
sicht, Fallstudien, Auswirkungen der zweiten Säule für den Gender Pensions Gap und Politikempfehlungen. 

// VM 
 

Konsultation zur Überarbeitung des OECD DC Roadmap  

Der DC Fahrplan enthält auf zwei Seiten die wichtigsten zehn Prinzipien für eine gute Ausgestaltung von DC Plänen 
(noch aktuelle Version des DC Roadmap). Nach Diskussionen in der OECD Arbeitsgruppe on Private Pensions kon-
sultiert die OECD die vorgeschlagenen Änderungen am DC Roadmap jetzt öffentlich (Entwurf, der zur Konsultation 
steht). Ein Unterstützungspapier bietet Hintergründe und Argumente für die vorgeschlagenen Änderungen. 
 
Die OECD-Konsultation läuft bis zum 14. April 2021. 

// VM 
 

EIOPA-Vorsitzender: Gabriel Bernardino nimmt Abschied 

Im Rahmen der Konferenz zu EIOPAs 10-jährigem Bestehen am 4. Februar 2021 hielt Gabriel Bernardino, Vorsit-
zender seit Gründung der EIOPA, seine Abschiedsrede. 
 
Bernardino ließ zunächst die letzten zehn Jahre Revue passieren: Nachdem er den Erfolg von Solvency II betont 
hatte, widmete er sich der bAV: „On the occupational pensions side, the heterogeneity of the pensions’ landscape 
in the different member states created political difficulties in building a more harmonized European approach. 
EIOPA’s advice was more ambitious, both in the context of development of the IORP II Directive and in the Opinion 
to EU Institutions on a Common Framework for Risk Assessment and Transparency for IORPs. Nevertheless, clear 
progress was made on the governance requirements and on transparency towards members and beneficiaries.” 
Mit Blick auf die dritte Säule wurde das EU-Altersvorsorgeprodukt PEPP dann als „wesentlicher Meilenstein“ her-
vorgehoben. Interessanter als der Rückblick war allerdings Bernardinos Blick nach vorn. Er nannte drei Bereiche, 
in denen aus seiner Sicht strukturelle Reformen notwendig sind, die Altersversorgung war gleich der erste Bereich 
(„The urgency to deliver adequate and sustainable pensions to EU citizens“). Er sah die Überarbeitung der EbAV-
II-RL hier als eine gute Möglichkeit, Veränderung anzustoßen.  
 
Bernardino war bis Ende Februar 2021 und damit zehn Jahre Vorsitzender von EIOPA. Die EIOPA-Verordnung sieht 
eine Amtszeit des Vorsitzenden von fünf Jahren vor, die einmal verlängert werden kann (Art. 48 EIOPA-VO).  

https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Forschungsberichte/fb-572-alterssicherung-in-deutschland-2019.html
https://eur03.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.oecd-ilibrary.org%2Ffinance-and-investment%2Ftowards-improved-retirement-savings-outcomes-for-women_f7b48808-en&data=04%7C01%7Chansjoerg.muellerleile%40de.bosch.com%7Cf3544b216f054bd76b2508d8ee17e171%7C0ae51e1907c84e4bbb6d648ee58410f4%7C0%7C0%7C637521136026501665%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C1000&sdata=O%2FmHaQPhiaWI57h%2FwQGiOp1gPvo9DsRxh8jQGstQx0o%3D&reserved=0
http://www.oecd.org/daf/fin/private-pensions/50582753.pdf
http://www.oecd.org/daf/fin/private-pensions/designingfundedpensionplans.htm
http://www.oecd.org/daf/fin/private-pensions/designingfundedpensionplans.htm
http://www.oecd.org/pensions/private-pensions/OECD-Roadmap-Good-Design-Defined-Contribution-Retirement-Plans_Public-Consultation.pdf
http://www.oecd.org/pensions/private-pensions/OECD-Roadmap-Good-Design-Defined-Contribution-Retirement-Plans_Public-Consultation.pdf
http://www.oecd.org/pensions/private-pensions/OECD-Roadmap-Good-Design-Defined-Contribution-Retirement-Plans_Document-Support-Public-Consultation.pdf
file:///C:/Users/verena.menne/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/P3YJGFLX/aba%20|%202021-02-25%20Gabriel%20Bernardino%20nimmt%20Abschied%20(aba-online.de)
https://www.eiopa.europa.eu/newsroom/events/annual-conference-2020
https://www.eiopa.europa.eu/gabriel-bernardino-speech-10th-anniversary-conference
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EIOPA hat am 23. März 2021 eine Auswahlliste mit drei Kandidaten für den Vorsitzenden, die der Rat der Aufseher 
mit Unterstützung der EU-Kommission erstellt hat, veröffentlicht: Paolo Cadoni (Bank of England), Petra Hielkema 
(Director Insurance Supervision at De Nederlandsche Bank) und Christian Thimann (CEO Athora Germany). Nach 
Bestätigung durch das Europäische Parlament soll der Rat auf Basis dieser Auswahlliste den neuen Vorsitzenden 
oder die neue Vorsitzende benennen. 

// VM 
 

PensionsEurope: Digitale Konferenz am 9. und 10. Juni 2021 

Die PensionsEurope Konferenz findet in diesem Jahr unter der Überschrift „Adequate and sustainable pensions“ 
am 9. und 10. Juni 2021 digital statt (jeweils von 10.00 bis 13.15 Uhr). Die Schwerpunkte der Tagung werden sein: 
EU-Rentenpolitik, Sustainable Finance, angemessene und finanziell nachhaltige Renten im Niedrigzinsumfeld so-
wie gute Rentenkommunikation im digitalen Zeitalter. Mehr Informationen in Kürze auf der PensionsEurope Web-
site. 

// VM/SD 

Sustainable Investment Forum im April 2021 

Am 13., 15., 22. und 23. April 2021 findet das Sustainable Investment Forum statt, das u.a. PensionsEurope als 
Partner unterstützt. Die digitale Veranstaltung bringt institutionelle Anleger, Asset Manager, Dienstleister und po-
litische Entscheidungsträger zusammen, um zu diskutieren, wie Anleger dazu beitragen können, globale Klima- 
und Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. 

// SD/VM 
 

 
 

  

Für Rückfragen stehen Ihnen gern zur Verfügung:  

St Klaus.Stiefermann@aba-online.de  
Dr Sabine.Drochner@aba-online.de  
VM Verena.Menne@aba-online.de  
SD Cornelia.Schmid@aba-online.de  
AZ Andreas Zimmermann@aba-online.de 

https://www.eiopa.europa.eu/content/board-of-supervisors-of-eiopa-draws-shortlist-of-candidates-position-of-chairperson
https://www.pensionseurope.eu/pensionseurope-annual-conference-9-10-june-2021-online
https://www.pensionseurope.eu/pensionseurope-annual-conference-9-10-june-2021-online
https://events.climateaction.org/sustainable-investment-forum-europe/
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TAGUNGEN 

13. April 2021 
 
05. Mai 2021 
 
23. September2021 
 
05. Oktober 2021 
 
06. Oktober 2021 

Infotag Versorgungsausgleich (digital) 
 
aba-Mitgliederversammlung (digital) 
 
Tagung der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige, Frankfurt am Main 
 
Tagung „Aufsichtsrecht für EbAV“, Bonn 
 
Tagung der Fachvereinigung Pensionskassen, Bonn 

 
 
 

SEMINARE  
 

 

26. bis 29. Oktober 2021 
Kassel 

Grundzüge der betrieblichen Altersversorgung 
Basisseminar mit Workshop 

 

14. bis 18. Juni 2021 
Dortmund 

30.08. bis 03.09.2021 
Wiesbaden 

27.09. bis 01.10.2021 
Dresden 

Systematische Einführung in das Arbeitsrecht der  
betrieblichen Altersversorgung 
Grundlagen-/Wochenseminar 

 

30.08. bis 03.09.2021 
München 

20.09. bis 24.09.2021 
Fulda 

Systematische Einführung in das Steuerrecht der  
betrieblichen Altersversorgung 
Grundlagen-/Wochenseminar 

 

29. bis 30. September 2021 
Fulda 

Internationale und Deutsche Rechnungslegung für  
Pensionen u. ä. Verpflichtungen 
Vertiefungsseminar 

 

24. bis 25. Juni 2021 
Kassel 
 
 
 

Versorgungsausgleich für Betriebsrenten 
Vertiefungsseminar 

Grundzüge der be-
trieblichen Alters-
versorgung 

Systematische Ein-
führung in das Ar-
beitsrecht der be-
trieblichen Alters-
versorgung 

Systematische Ein-
führung in das Ar-
beitsrecht der be-
trieblichen Alters-
versorgung 

Internationale und 
deutsche Rech-
nungslegung für 
Pensionen u.ä. 
Verpflichtungen 

Versorgungs-aus-
gleichsrecht für 
Betriebsrenten 
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05. bis 06. Juli 2021 
Unterhaching (ausgebucht) 
 

16. bis 17. September 2021 
Unterhaching 

Pensionskasse: Fortbildung für Mitarbeiter, Vorstände 
und Aufsichtsräte 
Vertiefungsseminar 

 

21. bis 23. September 2021 
Würzburg 

Kapitalanlage in der betrieblichen Altersversorgung 
Vertiefungsseminar 

 
 
Weitere Termine, Informationen und Möglichkeiten zur Anmeldung zu unseren Veranstaltungen finden Sie un-
ter: www.aba-online.de/weiterbildung 
 
Die nächste Ausgabe der Verbandszeitschrift BetrAV mit ausführlichen Berichten, Analysen und Standpunkten 
erscheint am 30. April 2021. aba-Mitglieder finden zusätzliche Informationen und weitere Services im  
Mitgliederbereich der aba-Website, erreichbar über:  
 

Pensionskasse: 
Fortbildung für 
Mitarbeiter, Vor-
stände und Auf-
sichtsräte 

Kapitalanlagepro-
zess in betriebli-
chen Altersversor-
gungseinrichtun-
gen 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/ueberblick/veranstaltungskalender
https://www.aba-online.de/login

